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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Weil der Bundesrat im Sommer beschloss, den automatischen Informationsaustausch
(AIA) einzuführen, sobald dieser globaler Standard wäre, verlor die Weissgeldvorlage
(Änderung des Geldwäschereigesetzes, erweiterte Sorgfaltspflicht) an politischer
Bedeutung. Die Vorlage wollte Finanzintermediäre dazu verpflichten, bei Annahme von
Vermögenswerten deren Steuerkonformität zu überprüfen. Weniger umfangreiche
Abklärungen sahen die Bestimmungen unter anderem dann vor, wenn eine
Selbstdeklaration des Kunden vorliegen sollte. Zudem verlangte der Änderungsentwurf,
dass künftig die Annahme von unversteuerten Geldern oder die Weiterführung von
Geschäftsbeziehungen mit nicht steuerkonformen Kunden beendet werden musste.
Bürgerliche Parteien monierten in der Vernehmlassung, dass mit dem AIA keine
Abklärungen mehr nötig seien und diese nur Zusatzaufwand und kaum Nutzen (in Form
internationaler Anerkennung) bringen würden. Im November sistierte der Bundesrat die
Umsetzung der erweiterten Sorgfaltspflichten inoffiziell. Er liess verlauten, dass er die
Umsetzung der neuen OECD-Standards abwarten möchte, bevor er die Vorlage in die
Räte bringen wolle. Die Regierung betonte jedoch, dass die vorgeschlagenen
Regelungen (möglicherweise in Form einer Selbstregulierung der Finanzintermediäre)
eines Tages für Länder ohne AIA mit der Schweiz gelten sollten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2013
FABIO CANETG

Wie erwartet präsentierte der Bundesrat im Berichtsjahr 2014 keine Vorlage betreffend
erweiterte Sorgfaltspflichten zur Verhinderung der Annahme unversteuerter Gelder
(„Weissgeldvorlage“). Die Landesregierung hatte 2013 angekündigt, eine solche Vorlage
koordiniert mit dem Abschluss von Abkommen über den automatischen
Informationsaustausch präsentieren zu wollen. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2014
FABIO CANETG

1) EFD Medienmitteilung vom 29.11.13; NZZ, 3.10., 5.10., 10.10., 4.11. und 30.11.13; vgl. SPJ 2010, S. 129 f., SPJ 2012, S. 182.
2) Medienmitteilung EFD vom 29.11.13
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